
4. Кар. — gerichtliches Verfahren 1

hörung der Beteiligten, wenn sie außerhalb 
der Hauptverhandlung ergehen, nach 
schriftlicher oder mündlicher Erklärung 
des Staatsanwalts erlassen. Dies gilt nicht 
für Kritikbeschlüsse nach den §§ 19 und 20.

Beratung und Abstimmung 
§178
(1) Alle Entscheidungen des Kollegial­
gerichts werden im Kollektiv der zur Ent­
scheidung berufenen Richter beraten. Über 
jede Entscheidung wird abgestimmt
(2) Das Beratungs- und Abstimmungs­
geheimnis ist zu wahren.

§179
(1) Bei Beratungen und Abstimmungen 
dürfen nur die zur Entscheidung berufenen 
Richter im Beratungszimmer zugegen 
sein.
(2) Zur schriftlichen Niederlegung der 
Entscheidung kann der Protokollführer 
hinzugezogen werden.

§180
(1) Der Vorsitzende leitet die Beratung und 
Abstimmung.
(2) Alle Fragen werden mit einfacher 
Stimmenmehrheit entschieden. Kommt 
keine Mehrheit zustande, entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden.
(3) Jeder Richter hat das Recht, seine 
abweichende Meinung schriftlich niederzu­
legen. Die schriftliche Erklärung ist ver­
schlossen zu den Akten zu nehmen. Die 
Einsicht steht nur den an der Urteilsfäl­
lung beteiligten und den später mit der 
Sache befaßten Richtern zu.
(4) Kein Richter darf die Abstimmung über 
eine Frage verweigern, weil er bei der 
Abstimmung über eine vorhergehende 
Frage in der Minderheit geblieben ist.

§181
Die Richter stimmen nach dem Lebens­
alter ab; der jüngere stimmt vor dem 
älteren. Die Schöffen stimmen vor den 
Beruferichtern. Der Vorsitzende stimmt 
zuletzt.

Anmerkung: Zur Reihenfolge der Abstim­
mung bei gerichtlichen Entscheidungen in 
Militärstrafsachen vgl. § 7 Abs. 4 EGStGB/ 
StPO (Reg.-Nr. 2.).

§182
Begründung der Entscheidungen
(1) Durch ein Rechtsmittel anfechtbare 
Beschlüsse sowie Beschlüsse, durch die ein 
Antrag abgelehnt wird, sind mit Gründen 
zu versehen.
(2) Urteile sind stets zu begründen.

§183
Berichtigung von Entscheidungen
(1) Auf Antrag des Staatsanwalts, des 
Angeklagten und, soweit er ein rechtliches 
Interesse daran hat, des Geschädigten 
sowie von Amts wegen kann der Vorsit­
zende des Gerichts durch besonderen 
Beschluß jederzeit Schreibfehler und ähn­
liche offensichtliche Unrichtigkeiten in der 
Entscheidung berichtigen.
(2) Eine Abschrift des Beschlusses über die 
Berichtigung ist den gleichen Personen 
zuzustellen, die eine Abschrift der Ent­
scheidung erhalten.
(3) Gegen diesen Beschluß ist die Be­
schwerde zulässig.

§184
Bekanntmachung der Entscheidungen
(1) Anwesenden werden die sie betreffen­
den Beschlüsse durch Verkündung be­
kanntgemacht. Abwesenden werden die sie 
betreffenden Beschlüsse zugestellt.
(2) Wird durch die Bekanntmachung der 
Entscheidung keine Frist in Lauf gesetzt, 
so genügt formlose Mitteilung.
(3) Urteile sind zu verkünden und zuzu­
stellen.

Anmerkung: Vgl. auch Ziff. 2.7. der RL des 
Plenums des OG zur Rechtsprechung bei 
der Durchsetzung von Schadenersatzan­
sprüchen (abgedr. als Anm. nach § 198 
StPO).

(4) Auf das Verfahren bei Zustellungen 
finden die Vorschriften der Zivilprozeß­
ordnung entsprechende Anwendung.

Anmerkung: Vgl. §§38—40 ZPO.

(5) Das Gericht kann anordnen, daß das 
Urteil dem Angeklagten oder der Beschluß 
dem Beschuldigten oder dem Angeklagten 
nicht zuzustellen, sondern zur Kenntnis zu 
bringen ist, wenn die Voraussetzungen für 
den Ausschluß der Öffentlichkeit gemäß 
§ 211 Absatz 3 vorliegen.
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